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VON OLIVIER KÜNZLER*

BUCHS. Am 1. Juli 2015 wurden in der
Schweiz die Empfehlungen der Groupe
d’action financière (GAFI), der Exper-
tengruppe zur Bekämpfung von Geld-
wäscherei und Terrorismusfinanzierung
der OECD, umgesetzt. Mit dieser Revi-
sion sollen die bisher anonym gehalte-
nen Inhaberaktien transparent gemacht
werden. Neben diesen gesellschafts-
rechtlichen Änderungen werden ab
2016 weitere Vorschriften im Bereich
des Schuldbetreibungs- und Konkurs-
rechtes und des Geldwäschereigesetzes
geändert werden. 

Meldepflichten der Aktionäre
Neu ist bei Aktiengesellschaften in

der Schweiz, dass die Erwerber bezie-
hungsweise Besitzer von Inhaberaktien
ihre Beteiligung an der Gesellschaft
unter Angabe von Name beziehungs-
weise Firma, Adresse, Staatsangehörig-
keit und Geburtsdatum melden müs-
sen. Weiter müssen die Zertifikatsnum-
mer, die Anzahl sowie der Zeitpunkt des
Erwerbs der Aktien gemeldet werden.
Diese Meldung hat gegenüber der Ge-
sellschaft zu erfolgen. Die Gesellschaft
kann diese Aufgabe jedoch an einen 
Finanzintermediär im Sinne des Geld-
wäschereigesetzes übertragen. 

Die Inhaberaktionäre müssen neu 
innerhalb eines Monats den Erwerb der
Aktien melden. Zusätzlich sind Ände-
rungen bei den persönlichen Angaben
der Gesellschaft zu melden. Bereits ge-
haltene Inhaberaktien sind der Gesell-
schaft innerhalb der Übergangsfrist bis

spätestens 31. Dezember 2015 zu mel-
den.

Zusätzlich gibt es neu eine Melde-
pflicht für Inhaber- und Namenaktionä-
re, wenn sie alleine oder in gemeinsa-
mer Absprache mit Dritten Aktien hal-
ten und dabei einen Anteil von mindes-
tens 25 Prozent des Aktienkapitals oder
der Stimmen erreichen: Sind der Aktio-
när und die wirtschaftlich berechtigte
Person nicht identisch, muss der Inha-
ber- oder Namenaktionär der Gesell-
schaft bei Erreichen dieser Schwelle die
wirtschaftlich berechtigte Person mel-
den. 

Diese Meldepflichten sind nur unbe-
achtlich, wenn es sich um an einer
Börse kotierte oder als Bucheffekten
ausgestaltete Inhaber- oder Namenak-
tien mit einer Verwahrungsstelle in der
Schweiz handelt.

Neue Pflichten der Gesellschaft
Die Aktiengesellschaft beziehungs-

weise der stellvertretende Finanzinter-
mediär ist verpflichtet, ein Inhaberak-
tionärsverzeichnis sowie gegebenen-
falls ein Verzeichnis über die der 
Gesellschaft gemeldeten wirtschaftlich
berechtigten Personen zu führen. Die-
ses Verzeichnis ist so zu führen, dass in
der Schweiz jederzeit darauf zugegriffen
werden kann. Die Belege für die Mel-
dungen müssen nach der Streichung
der betroffenen Person noch während
zehn Jahren aufbewahrt werden. 

Für die Gesellschaften bedeuten
diese Änderungen einen zusätzlichen
Aufwand, da die neuen Transparenzvor-
schriften eingehalten und die vorge-

schriebenen Verzeichnisse korrekt ge-
führt werden müssen.

Bei einem Verstoss gegen die neuen
Meldepflichten sieht das Gesetz gesell-
schaftsrechtliche Sanktionen vor. So
ruhen beispielsweise die Mitglied-
schafts- und Vermögensrechte an den
betroffenen Inhaberaktien bis zur Erfül-
lung der Meldepflichten. Der Verwal-
tungsrat muss dabei sicherstellen, dass
kein Aktionär unter Verletzung der Mel-
depflichten seine Rechte ausübt. Eine
entsprechende Pflichtverletzung kann
zu einer Verantwortlichkeit des Verwal-
tungsrates nach Art. 754 OR (Haftung
für Verwaltung und Geschäftsführung)
führen. 

Empfohlene Massnahmen
Da die Inhaberaktien gegenüber den

Namenaktien durch die genannten
Pflichten gar schlechter gestellt werden,
ist im Einzelfall zu prüfen, ob nicht von
der Möglichkeit der Umwandlung von
Inhaber- in Namenaktien Gebrauch ge-
macht werden soll. Jedenfalls sind die
Auswirkungen dieser neuen Bestimmun-
gen zu ermitteln und gegebenenfalls mit
einer Fachperson zu analysieren.
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Schweizer Finanzbranche 
wieder auf Vorkrisenniveau
BASEL. Sieben Jahre nach der Finanz-
und Wirtschaftskrise hat der Schweizer
Finanzsektor wieder das Vorkrisen -
niveau erreicht. Sowohl die reale Wert-
schöpfung als auch die Beschäftigung
seien wieder auf dem Stand des Boom-
jahres 2007, stellte die Konjunkturfor-
schungsstelle BAK Basel in einer Studie
fest. Die Versicherungen hätten sich
während der Finanzkrise als stabilisie-
render Faktor erwiesen, teilte die BAK
Basel am Freitag in einem Communi-
qué mit. Dagegen hätten die Banken,
deren Geschäft überdurchschnittlich
stark unter den Auswirkungen der Krise
gelitten habe, zwar seit 2012 die Talsoh-
le durchschritten, aber das Vorkrisen -
niveau noch nicht erreicht.

Insgesamt zähle der Finanzplatz 
zu den bedeutendsten Sektoren der
Schweizer Volkswirtschaft, hiess es in
der Studie, die im Auftrag der Schwei-
zerischen Bankiervereinigung (SBVg)
und des Schweizerischen Versiche-
rungsverbandes (SVV) erstellt wurde.
Jeder zehnte Franken werde im Finanz-
sektor erwirtschaftet.

218 000 Vollzeitarbeitsplätze
Im vergangenen Jahr belief sich der

Beitrag der Finanzbranche zur gesamt-
wirtschaftlichen Leistung auf 61 Milli-
arden Franken. Insgesamt hatte der 
Finanzsektor 218 000 Vollzeitarbeits-
plätze. Im Zuge der wirtschaftlichen
Verflechtung profitiert jedoch die ge-
samte Schweizer Wirtschaft vom Erfolg
des Finanzsektors. Zum einen führt die
Nachfrage nach Vorleistungen aus 
anderen Branchen zu indirekten Wert-
schöpfungseffekten, zum anderen kom-
men die Lohneinkommen der Ange-
stellten durch deren Privatkonsum
ebenfalls diversen Branchen zugute.

Modellberechnungen von BAK Basel
zeigen auf, dass im Jahr 2014 aus dem
Finanzsektor insgesamt eine Wert-
schöpfung von 81,1 Milliarden Franken
resultierte. Das entspreche rund 13 Pro-
zent der Bruttowertschöpfung der Ge-
samtwirtschaft, hiess es. Damit verbun-
den sind 9,8 Prozent aller Arbeitsplätze
der Schweiz. Die Finanzbranche ist also
für insgesamt 393 000 Vollzeitstellen
verantwortlich.

Milliarden an Steuereinnahmen
Ausserdem profitieren Bund, Kanto-

ne und Gemeinden von Steuern von
rund 19,1 Milliarden Franken. Das ent-
spreche etwa 14,7 Prozent der gesamten
Steuereinnahmen von Bund, Kantonen
und Gemeinden. Die kurzfristigen Aus-
sichten des Finanzsektors seien von der
allgemeinen Konjunkturabschwächung
durch die Aufhebung des Euro-Min-
destkurses von 1.20 Franken und durch
die negativen Zinsen geprägt. «Die
Wertschöpfung der Banken dürfte in
der kurzen Frist weniger stark expan-
dieren als diejenige der Gesamtwirt-
schaft», schrieb die BAK Basel.

Dagegen würden die Versicherungen
und die sonstigen Finanzdienstleistun-
gen mit ihrer stabilen Performance das
Wachstum der realen Wertschöpfung
des Finanzsektors stützen. Insgesamt
dürfte der Finanzsektor in diesem und
im nächsten Jahr marginal stärker ex-
pandieren als das Bruttoinlandprodukt
(BIP). 

Die BAK rechnet für dieses Jahr mit
einem Wachstum des Finanzsektors
von 0,9 Prozent, während das BIP um
0,8 Prozent zulegen dürfte. Für das
nächste Jahr erwartet sie ein Plus des 
Finanzsektors von 1,3 Prozent und
beim BIP von 1,1 Prozent. (sda/awp)


